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Einführung eines kommunalen Ordnungsdienstes in Karlsruhe 

 

1. Ziffer 3 der Beschlussvorlage 270 wird ersatzlos gestrichen. 

 

2. Die bisherige Ziffer 4 der Beschlussvorlage 270 wird zu Ziffer 3 und als neue 

Ziffer 4 wird angefügt: 

 

Die Stadtverwaltung berichtet dem Gemeinderat rechtzeitig vor Einbringung des 

Doppelhaushalts 2011/2012, spätestens aber bis Ende Oktober 2010 über die mit 

dem KOD gemachten Erfahrungen und erzielten Ergebnisse. Anschließend 

werden dem Gemeinderat jeweils jährliche Berichte vorgelegt. 

 

 

Die Einführung eines Kommunalen Ordnungsdiensts (KOD) ist der CDU-Fraktion ein 

großes Anliegen und wurde deshalb auch von der CDU-Fraktion im Jahr 2008 

beantragt. Der KOD soll präventiv Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung abwehren, Ordnungswidrigkeiten verhindern und damit entscheidend zur 

Steigerung des Sicherheitsempfindens der Karlsruher Bürgerinnen und Bürger 

beitragen. 

 

Das von der Stadtverwaltung erarbeitete Konzept bewertet die CDU-Fraktion 

insgesamt sehr positiv. Allerdings ist die Fraktion der Ansicht, dass es zwar 

nachvollziehbar ist, wenn in der nun beginnenden ersten Umsetzungs- und 

Durchführungsphase keine zusätzlichen Kosten entstehen sollen. Aber wir meinen, 

dass auf lange Sicht durchaus über den erforderlichen Personalbedarf nachgedacht 

werden muss. Nur so wird der KOD langfristig und vor allem wirkungsvoll seine 
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umfassenden Aufgaben erfüllen können. Um hier gegebenenfalls frühzeitig reagieren 

zu können, muss dem Gemeinderat rechtzeitig, spätestens aber bis Ende Oktober 

2010, über die bis dahin gemachten Erfahrungen und erzielten Ergebnisse berichtet 

werden. Danach halten wir die Vorlage eines jährlichen Berichts im Gemeinderat für 

sinnvoll. 
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